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Abend⸗Ausgabe. 


Dentſcher Reichstag. 
11. Plenarſitzung vom 12. Oktober. 
Präſident von Forckenbeck eröffnet die 
Sitzung um 11½ Uhr mit geſchäftlichen Mitthei⸗ 
en Nn. 


lungen. 8 

Am Tiſche des Bundesraths: Stellvertreter des 
Reichskanzlers, Vicepráfibent des preußiſchen Staats⸗ 
minifteriums Otto Graf zu Stolberg⸗Wernigerode, 
Reichskanzleramtspräſident, Staatsminiſter Hofmann, 
Prifibent des Reichs juſtizamts, Staatsſekretär Dr. 
Friedberg, Königlich preußiſcher Miniſter des Innern, 
Graf zu Eulenburg, Geh. Räthe Ittenbach, Oehl⸗ 
ſchläger und v. Brauchitſch und viele Bevollmäch⸗ 
tigte zum Bundesrath. 

Das Haus iſt zahlreich beſetzt, die Tribünen 
find überfüllt. 

Es wird ſofort in die Tagesordnung, die Fort⸗ 
ſetzung der zweiten Berathung des Geſetzentwurfs 
gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der So⸗ 
zialdemokratie, eingetreten. 

Die Debatte über $ 5 Verbot von Verſamm⸗ 
lungen c.), welche geſtern nicht zu Ende geführt 
wurde, wird heute fortgeſetzt. 

Abg. Freiherr v. Minnigerode wendet 
ſich zunächſt gegen den geſtrigen Vergleich des Abg. 
Dr. Windthorſt, die drei Fraktionen der Deutſch⸗ 
Konſervativen, Freikonſervativen und Nationallibe⸗ 
ralen ſeien drei Kompagnien, welche unter dem Be⸗ 
fehle des Fürſten Bismarck ſtehen; ſie ſeien vielmehr 
einem freiwilligen Aufgebot zu vergleichen; denn fle 
allein hätten die Gefahr, die Staat und Geſellſchaft 
bedroht, völlig und richtig erkannt. Das Gefühl 
der Verantwortlichkeit für die Intereſſen des Reichs 
bedingt unſere Stellung und führt uns zur An⸗ 
nahme der Vorlage. Ich bitte Sie darum auch, 
das Amendement Brüel, welches Wahlverſammlun⸗ 

gen ausſchließen will, abzulehnen; einen Schutz für 
alle anderen Parteien würde daſſelbe nicht ſchaffen, 
der iſt wohl auch vom Herrn Antragſteller nicht 
beabſichtigt worden, und den Sozial⸗Demokraten 
würde man damit unbedingt ein Privileg ſchaffen, 
das viele andere Beſtimmungen des Geſetzes illuſd⸗ 
riſch machen würde. Die Befürchtung aber, daß 
andere Parteien, oder erlaubte Beſtrebungen mit die⸗ 
ſem Paragraphen getroffen werden könnten, iſt völlig 
unbegründet, ja nach den loyalen Erklärungen des 
Herrn Reichskanzlers und des preußiſchen Herrn Mi⸗ 
niſters Grafen Eulenburg gänzlich ausgeſchloſſen. 
(Beifall rechts.) 

Abg. v. Gef: Der Antrag des Abg. Bruel 
und ſeiner politiſchen Freunde iſt theils überflüffig, 
theils unbegründet. Um die Beſchränkung des Wahl⸗ 
rechts handelt es ſich gar nicht, die Sozialdemokra⸗ 
ten werden auch künftig Wahlverſammlungen unbe⸗ 
anſtandet halten können. Sonſt gerathen wir in 
Widerſpruch mit dem ganzen Geſetz, namentlich mit 
dem § 1. Wir wollen keinen Eingriff in ein Recht, 
ſondern nur die Verhinderung eines rechtswidrigen 
verbotenen Treibens. Man ſpricht ſo viel davon, 
daß dieſes Geſetz das bürgerliche Recht und die bür⸗ 
gerliche Freiheit gefährde — meine Herren, es giebt 
kein Recht auf den Umſturz, und wenn wir dieſen 
bekämpfen, dann kämpfen wir nicht für das Un⸗ 
recht, ſondern für das Recht. (Zuſtimmung.) Die 
Umſturztendenzen aber müſſen wir bekämpfen, wenn 
überhaupt bürgerliche Freiheit und bürgerliches Recht 
beſtehen ſollen. (Lebhafter Beifall.) 21. 

Abg. Freiherr Schenk von Stauffen⸗ 
berg kann dem Vorredner in ſeinen letzten Aus- 
führungen nur beiftimmen. Das Amendement Bruel 
ſei zu arg und werde ſeinen Zweck nicht erreichen. 
Außerdem aber ſtehe felt, daß ein Verbot von Wahl⸗ 
verſammlungen abſolut im Widerſpruch ſtehen würde 
mit Geiſt und Tendenz des Geſetzes. Die bezüg⸗ 
lichen Reichs und Landesgeſetzt bleiben ja für die 
Wahlverſammlungen als ſolche in Kraft; gegen der- 
artige Verſammlungen kann und wird alſo auch, 
wenn fle dieſen ausſchließlichen Charakter verlieren, 
ſchon nach den beſtehenden Wahlgeſetzen eingeſchritten 
werden; der Antrag Bruel würde alſo keinen prak⸗ 
tijden Effekt haben. Redner citirt das badiſche 
Vereinsgeſetz zum Beweiſe dafür. Es genügt völlig, 
zu ſagen, daß die Beſtimmungen des Geſetzes auf 
den Betrieb von Wahlanlegenheiten nicht Anwendung 
finden. 

Abg Reinders (Sozialdemokrat) geht in 
ſeiner Polemik gegen § 5 auf die Motive der Vor⸗ 
lage ein, welche für die Beſtimmung deſſelben keinen 
pofitiven Grund angeführt haben. Wenn die Sozial⸗ 
Demokratie Pläne gewaltſamen Umſturzes hegte, 
möchte es in Deutſchland ſchon längſt zu blutigen 


Montag, den 


Konflikten gekommen ſein. Die Kennzeichnung 
ſozialdemokratiſchen Partei als einer Umfturgpar 


habe nur den Zweck, das Geſetz im Reichstage durch 


zu drücken; aber wean ſpäter zwiſchen Reichskanzler 
und Reichstag in Bezug auf die Steuerreform Kon⸗ 
flikte ausbrechen, werde man auch auf liberaler Seite 
die Folgen dieſes Geſetzes kennen lernen. (S 
wahr!) In dieſem Paragraphen liege der Ker 
punkt des ganzen Grſetzes, er. allein erſetzte die 
übrigen 22 deſſelben; durch ihn allein werde den 
untergeordneten Polizeiorganen eine Gewalt verlie⸗ 


hen, die in jedem modernen Rechtsſtaat unerhört 


ſei. Was ſich ſchon heute die Polizei ungeſtraft 
erlauben dürfe, habe er an ſich ſelbſt in Breslau 
erfahren müſſen. (Heiterkeit) 9 Jahre lang habe 
Fürſt Bismarck durch Duldung des Allgemeinen deut⸗ 
ſchen Arbeitervereins dem Treiben der Sozialdemo⸗ 
kratie direkt Vorſchub geleiſtet; aber die dann er- 
folgende Unterdrückung habe der Bewegung ebenfalls 
nur Nutzen und Zuwachs gebracht. Dem Geſetz 
gegenüber ſtelle ſich die ſozlaldemokratiſche Partei auf 


aia 


14. Oktober 1878. 


y das beißt, daß die Wahl⸗Verſammlungen 
darauf hin geprüft werden müſſen, ob in ihnen 
allſtſche ze. Tendenzen vorhanden find. Ich 
darüber kann kein Zweifel ſein Was die 
Amendements angeht, ſo gehen beide auf 
enen Wegen nach demſelben Ziele, das eine 
apy das andere indirekt die ſozialdemo⸗ 
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chen Wahl⸗Verſammlungen zulaſſen. Ich denke 
„ will man einmal die im § 1 bezeichneten Ten⸗ 
maen nicht in Wahl⸗Verſammlungen verkünden laſ⸗ 
fen, fo darf man das auch nicht in Wahl⸗Verſamm⸗ 
lungen geſchehen laſſen. (Zuſtimmung rechts.) 
Unter welchem Geſichtspunkte die Sozialdemokraten 
ſelbſt die polttiſchen Wahlen betrachten, beweiſt fol- 
gende Stelle aus dem „Genter Mantfeſt“, die ich 
verlejen will: 
5, Wir verkünden die Nothwendigkeit der poli⸗ 
tiſchen Aktion als eines mächtigen Mittels zur 
Propaganda der Volkserziehung und Gruppirung; 
fle iſt nicht Selbſtzweck, ſondern nur Mittel zum 
Zweck, zur Verfolgung ihrer eigenen davon ver- 


den Standpunkt der Ultramontanen den Kultur⸗] ſchiedenen Theorien und Tendenzen.“ 
kampfgeſetzen gegenüber, erftere haben das Geſetz nicht Natürlich aber follen die Wahl⸗Verſammlungen nur 
anerkannt, wir werden ebenſo handeln! (Gelächter ſoweit beſchränkt werden, wie es § 5 vorſchreibt, das 
rechts.) Der § 29 der preufifojen Verfaſſung gebe heißt alſo, wenn die im § 1 bezeichneten Tendenzen 
den Preußen das Recht, ſich jeder Zeit ohne Waffen in ihnen zu Tage treten. Ich bitte darum, beide 
zu verſammeln; dieſer Paragraph, wie auch Artikel] Amendements abzulehnen. (Beifall rechts.) 

20 des Reichswahlgeſetzes würden durch den 8 5 Abg. Dr. Hänel befürwortet fein Amende⸗ 
der Vorlage aufgehoben; es fet dann die Berfaj-Iment. Für alle müſſe gleiches Recht gelten, und 
fung nicht mehr rechisgültig für jeden Staatsbürger. wenn ſchon dieſes Geſez angenommen werde, fo 
Herr v. Kleiſt-Retzow habe die Sozialdemokratie die dürfe doch wenigſtens nicht, wie dies ohne fein 
Vorſchule zum Hochverrath genannt, aun denn, er] Amendement der Fall fei, ausgeſprochen werden, So⸗ 
(Redner) ſtehe nicht an, alle für dieſes Geſetz zialdemokraten und folge die zu ihren Grundſätzen 
Stimmenden für Landes verräther zu erklären neigen, find vom aktiven und paſſtven Wahlrecht 
(Stürmiſche Unterbrechung; Wort entziehen! ausgeſchloſſen. 

aus! Glocke des Präſidenten )) Abg. Dr. Las ker erklärt ſich für das Amen⸗ 
Präſident Dr. v. Forckenbeck: Ich rufe dement Hänel, das ihm noch ſchärfer als das Bruel'⸗ 
den Redner wegen dieſer abfolut unzuläſſigen] foe die Wahlfreiheit zu garantiren ſcheine. Nach 


Aeußerung zur Ordnung! (Lebhaftes Bravo rechts; 
der Lärm dauert nichts deſtoweniger fort und verhin⸗ 
dert den Redner am Weiterſprechen.) 

Präſident: Ich kann die Erregung des 
Hauſes allerdings begreifen, muß aber den Redner 
in feinem Rechte ſchützen, da mir nach der Ge⸗ 
ſchäftsordnung erſt nach dem zweiten Ordnungsruf 
das Recht zuſteht, die Entziehung des Wortes beim 
Hauſe zu beantragen. Der Fall liegt in keiner 
Weiſe vor, und muß ich das Haus bitten, mich in 
der Aufrechthaltung ſeiner Geſchäftsordnung zu un⸗ 
terſtützen. (Bravo auf allen Seiten des Hauſes; 
der Redner fährt fort:) 

Bevor nicht die Beweiſe für die Anſchuldigun⸗ 
gen gegen ſeine Partei erbracht wären, ſei ein ſol⸗ 
ches Geſetz für Deutſchland eine Unbill! Er for⸗ 
dere den Beweis dafür, daß die Sozialdemokratie 
die Gottloſigkeit predige. (Rufe: Moſt !) Moſt habe 
uur zum Austritt aus der Landeskirche aufgefordert, 
nicht aber zur Gottloſigkeit! Ich habe Sie ſchon 
das Beiſpiel angeführt, daß die wirthſchaftlichen 
Nothſtände der letzten Jahre die Sozialdemokratie 
ſo ſehr gefördert haben — möge kommen, was da 
will, nehmen Sie den § 5 an! Sie thun damit den 
Sozialdemokraten keinen Schaden! (Gelächter; die 
biufigen Sprachfehler des Redners erregen wieder⸗ 
holt die Heiterkeit des Hauſes.) Wenn irgend Je⸗ 
mand verantwortlich zu machen ſei für die gegen⸗ 
wärtigen Zuſtände, ſo ſei es in erſter Linie die 
deutſche Regierung und der Reichskanzler Fürſt Bis⸗ 
marck, der auf die Anklagebank gehört! (Lärm.) 

Der Präſident erklärt dem Redner, daß 
ihm die letzte Aeußerung, namentlich ohne weitere 
Motivirung, doch höchſt bedenklich erſcheine! 

Abg. Dr. Bruel befürwortet ſeinen Antrag 
unter großer Unruhe des Hauſes und ſucht nachzu⸗ 
weiſen, daß nur dann das Wahlrecht in ſeiner In⸗ 
tegrität geſchüßt werden könne, wenn die Verſamm⸗ 
lungen behufs Landtags- und Reichstagswahlen nicht 
unter das vorliegende Geſetz geſtellt würden. 

Abg. Dr. Hänel beantragt, in dem Brüel⸗ 
ſchen Antrage den Schluß, der dieſes Geſetz auf 
Wahlverſammlungen nicht für anwendbar erklärt, durch 
die Worte zu erſetzen: „Bezüglich der Wahl⸗Ver⸗ 
ſammlungen zu Land- und Reichstagswahlen behält 
es mit den geltenden partikularrechtlichen Beſtimmun⸗ 
gen ſein Bewenden.“ 

Mitglied des Bundesrathes königlich preußi⸗ 
ſcher Miniſter des Innern Graf zu Eulen⸗ 
burg: Die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die 
Freiheit der Wahl⸗Verſammlungen ſollen nach der 
Abſicht der Regierung allerdings durch § 5 be⸗ 


ſchränkt werden, nämlich jo weit deſſen Bedeutung] 


den Erklärungen des Herrn Staatsminiſters Grafen 
Eulenburg liege die Gefahr vor, daß nicht nur auf 
Untergrabung oder Umſturz gerichtete Beſtrebungen 
tefp. Verſammlungen zum Zwecke derſelben verboten 
und unmöglich gemacht werden, ſondern ſozialdemo⸗ 
kratiſche Verſammlungen überhaupt, und dann wür⸗ 
den eben nur einzelne Parteien durch dieſes Geſetz ihre 
Gegner mundtodt machen, um unbekämpft dazuſtehen. 
Das wolle das Geſetz nicht, das dürfe es nicht 
wollen, und er würde, ſobald man den Sozialde⸗ 
mokraten nicht einmal Wahl-Berfammlungen ge⸗ 
ſtatte, das für das größte Unrecht halten, darum 
bitte er das Amendement des Abg. Dr. Hänel an⸗ 
zunehmen. 

Abg. v. Kardorff: Meine Herren, ich 
ſtehe nicht auf dem Standpunkt, den der Abgeord⸗ 
nete Lasker ſo eben als den ſeinigen erläutert hat. 
Nach meiner Ueberzeugung würde es allerdings ge⸗ 
nügen, wenn beijpielshalber in einer Wahlverſamm⸗ 
lung zur Wahl des Abg. Haſſelmann aufgefordert 
wird, nach der Rede, die er uns vorgeſtern hier ge⸗ 
halten hat, dieſe Verſammlung von vornherein zu 
verbieten. Wenn das nicht der Zweck eines ſolchen 
Geſetzes ſein ſoll, dann iſt es überflüſſig, daß wir 
überhaupt uns mit demſelben beſchäftigen. (Lebhafter 
Beifall rechts.) Ich bitte Sie alſo, lehnen Sie 
beide Amendements, das von Dr. Hänel ſowohl wie 
das von Dr. Bruel ab, und nehmen Sie die 
Kommiſſtonsvorſchläge an. Sie haben die Rekurs inſtanz 
ſo geſtaltet, daß ſie wohl auf eine loyale Haltung 
der Regierungen rechnen können, und im Vertrauen 
darauf können Sie die Vorſchläge der Kommiſſion, 
die ſehr wohlerwogen ſind, annehmen. (Lebhafter 
Beifall rechts.) 

Die Diskuſſion wird hierauf geſchloſſen. 
Referent 

Abgeordneter Dr. v. Schwarze ve 
ſumirt die Debatte und empfiehlt die Ablehnung 
der Amendements und die Annahme ver Kommiſ⸗ 
ſtons-⸗Beſchlüſſe. Im Weiteren wendet ſich Redner 
gegen die geſtrigen Ausführungen des Abg. Windt⸗ 
hort; es würde die Wirkung des Gefepes abge- 
ſchwücht werden, wenn die Auffaſſung des Abg. 
Windthorſt im Publikum feſten Fuß faßte. Wüh⸗ 
rend die Faſſung des § 1 in der Maivorlage eine 
ganz allgemeine war, ſei jetzt im § 1 eine viel 
ſchärfere Definition gemacht worden, was der Abg. 
Windthorſt gänzlich überſehen zu haben ſcheine. 
Außerdem ſchaffe nicht das Geſetz einen Ausnahme⸗ 
zuſtand, ſondern das Geſetz wolle einem beſtehenden 
Ausnahmezuſtande begegnen. 

Ueber das Amendement Dr. Hänel beantragt 
Abg. Freiherr v. Franckenſtein namentliche 


Der 


N 
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Beilung. 


Nr. 480. 


Abſtimmung. Dieſer Antrag wird hinreichend un⸗ 
terſtüßzt. Das Amendement Hänel muß jedoch, weil 
es handſchriftlich vorliegt, in der nächſten Sitzung 
nochmals zur Abſtimmung gebracht werden. 

Das Amendement Hänel zum Antrage Bruel 
wird mit 200 gegen 167 Stimmen in namentlicher 
Abſtimmung abgelehnt. Dafür: Fortſchritt, Cen⸗ 
trum, Polen, Sozialdemokraten, die meiſten Elſäſſer, 
von den Nationalliberalen die Abgg. Bär (Offen⸗ 
burg), Dr. Bamberger, Dr. Blum, Bolza, Dr. 
Braun (Glogau), Knoch, Dr. Lasker, Lüders, Mau⸗ 
rer, Pflüger, Dr. Rentzſch, Roggemann, Schlieper, 
Dr. Schröder (Friedberg), Schenk von Stauffenberg, 
Dr. Thielenius. Ferner die Abgg. von Bühler, 
Berger. Dagegen die übrigen Gruppen und Par- 
teien, ſowie die Abgg. Dr. Löwe (Bochum), Dr. 
Rack und North (elſäſſiſche Autonomiſten). 
gleichen wird der Antrag Bruel ſelbſt abgelehnt und 
nunmehr S 5 der Kommiſſtons⸗Beſchlüſſe ange⸗ 
nommen. 

§ 5a. lautet: „Zuſtändig für das Verbot und 
die Auflöſung iſt die Polizeibehörde. Die Beſchwerde 
findet nur an die Aufſichtsbehörden ſtatt“ und wird 
ohne Debatte angenommen. 

§ 6 lautete in der Regierungsvorlage: „Druck⸗ 
ſchriften, welche Beſtrebungen der im § 1 bezeichne⸗ 
ten Art dienen, ſind zu verbieten. 


fernere Erſcheinen derſelben erſtrecken. 
Dafür ſchlägt die Kommiſſton folgende Faſ⸗ 
ſung vor: 


ſozialiſtiſche oder kommuniſtiſche, auf den Umſturz 
der beſtehenden Staats- oder Geſellſchaftsordnung ge⸗ 
richtete Beſtrebungen in einer den öffentlichen 
Frieden gefährdenden Weiſe zu Tage treten, ſind 
zu verbieten. Bei periodiſchen Druckſchriften kann 
das Verbot ſich auch auf das fernere Erſcheinen er⸗ 
ſtrecken, ſobald auf Grund dieſes Geſetzes das Ver⸗ 
bot einer einzelnen Nummer erfolgt.“ 

Abg. Ackermann beantragt hierzu: a. im 
Abſatz 1 einzuſchalten hinter den Worten: „öffent⸗ 
lichen Frieden“ die Worte: „insbeſondere die Ein⸗ 
tracht der Bevölkerungsklaſſen“; b. im Abjap 2 
zu ſtreichen die Worte: „ſobald auf Grund dieſes 
Geſetzes das Verbot einer einzelnen Nummer ere 
folgt“. 

Ferner die Abgg. v. Schmid, v. Kar⸗ 
dorff und Dr. v. Lucius: 1) In Alinea 1 
zu ſtreichen die Worte: „in einer den öffentlichen 
Frieden gefährdenden Weiſe“. 
Fall der Aufrechterhaltung dieſer Worte aber nach 
dem Worte „Frieden“ einzuſchalten: „insbeſondere 
die Eintracht der Bevölkerungsklaſſen“. 2) In 


Alinea 2 zu ſtreichen die Worte: „ſobald auf Grund 


dieſes Geſetzes das Verbot einer einzelnen Nummer 
erfolgt“. ; 

Abg. Dr. Frhr. v. Hertling (Centrum) 
if durchaus gegen den Mißbrauch der Preßfreiheit, 
glaubt aber, daß es höchſt ungerecht fet, mit ſolcher 
Strenge nur gegen die ſozialiſtiſchen Preßerzeugniſſe 
vorzugehen und nicht vielmehr die atheiſtiſchen und 
gottloſen Schriften überhaupt zu verfolgen. Denn 
der Sozialdemokratie hätten die Liberalen und die 
ſogenannte neuere Wiſſenſchaft auf das Vielfachſte 
vorgearbeitet. Es fei nothwendig, vor Allem die 
unſtttlichen Schriften und Abbildungen, die Stadt 
und Land überfluthen, zu verfolgen. Dieſes Gejeg 
aber werde in dieſer ſo erwünſchten Reinigung der 
Preſſe gar nichts leiſten, dagegen werde trotz aller 
Verſicherungen der Regierung, das Geſeß loyal zu 
handhaben, doch die ganze Preſſe auf das Schwerſte 
getroffen werden. Denn die niederen Beamten ver⸗ 
ſtänden unter loyaler Handhabung ganz etwas an- 
deres als die Vertreter der Vorlage am Tiſche des 
Bundesraths, und der Ausdruck ſozialiſtiſch würde 
für den niederen Beamten einen ſehr dehnbaren Be⸗ 
griff abgeben. (Beifall im Centrum.) 

Abg. Bamberger: Ich bin den klaren 
Ausführungen des Vorredners über die Nothwen⸗ 
digkeit, den Verirrungen der Sozialdemokratie allein 
durch die Wirkungen der Religion entgegenzutreten, 
mit Intereſſe gefolgt; ich vermiſſe nur eine Angabe 
darüber, wie er zu ſeinem Ziele zu gelangen ge- 
denkt, und hier glaube ich einen Widerſpruch zu 
entdecken, in dem er ſich zu den Deduktionen der 
Mehrzahl ſeiner Fraktionsgenoſſen befindet. Verſtehe 
ich ihn recht, fo will er alle irreligiöſen Aeußerungen 
unterdrückt und den Menſchen unzugänglich gemacht 
wiſſen. Ohne eine völlige Beſeitigung der Pref 
freiheit wäre eine ſolche Maßregel unmöglich durch⸗ 


Des- 


Bei periodiſchen is 
Druckſchriften kann das Verbot ſich auch auf das 


„Druckſchriften, in welchen ſozialdemokratiſche, . 


Eventualiter: für den 


